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ZIELE, ZWECKE UND WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG GEM. § 2 A NR. 1 
BAUGB 

A. ERFORDERNIS UND ZIELSETZUNG DER PLANAUFSTELLUNG GEM. § 1 ABS. 3 BAUGB 

Für den Bereich des Campingplatzes „Ochsenbusch“ innerhalb der Stadt Eisenberg be-
steht der Bebauungsplan „Ochsenbusch“ mit Satzungsbeschluss aus dem Jahre 2013.  
Konkreter Planungsanlass der hier vorliegenden Änderungsplanung sind die sich mit der 
Zeit veränderten Anforderungen an Campingplätze. 
Aus diesen Gründen ist der Betreiber des Campingplatzes mit einer Anfrage an die Stadt 
Eisenberg herangetreten, den Bebauungsplan an die aktuellen Anforderungen und Ge-
gebenheiten vor Ort anzupassen. 
In Zukunft sollen verstärkt Durchfahrtscamper angezogen werden. Im Zuge dessen soll 
ein Teil der ausgewiesenen Grünfläche im Westen mit der Zweckbestimmung „Camping-
platz“ für Tages- und Kurzzeitcamper an den Eingang des Campingplatzes verlagert 
werden.  
Des Weiteren wurde im Rahmen des Ursprungsbebauungsplanes im östlichen und nord-
westlichen Bereich des Sondergebietes eine Grundfläche von 40 m², im südwestlichen 
Bereich eine Grundfläche von 55 m² je Campingplatzparzelle festgesetzt. Im Zuge der 
sich wandelnden Anforderungen an Campingplätze insbesondere dem größer werden-
den Platzbedarf für Wohnmobile und Camping Chalets, wird eine Erhöhung der Grund-
fläche im gesamten Sondergebiet auf 55 m² erforderlich sowie die Erhöhung der Größe 
der einzelnen Parzellen. 
Gleichzeitig sollen weitere Vorschriften zur äußeren Gestaltung der ortsfesten Camping-
mobile und Chalets sowie den einzelnen Parzellen getroffen werden, um ein verträgli-
ches Landschaftsbild zu gewährleisten. Das Bauordnungsrecht regelt jedoch nur die Ge-
staltung baulicher Anlagen. Da Campingmobile und -Charlets nicht als bauliche Anlagen 
im Sinne des Bauordnungsrechts anzusehen werden, werden Vorschriften zur Gestal-
tung der Campingmobile und -Charlets sowie der Ausgestaltung und Größe der einzel-
nen Parzellen für den hier in Rede stehenden Campingplatz als Vorschriften in die Cam-
pingplatzverordnung des Campingplatzes Ochsenbusch Park aufgenommen. 
Die Stadt Eisenberg hat sich in diesem Zusammenhang mit der Anfrage des Betreibers 
des Campingplatzes beschäftigt und sich dafür ausgesprochen, den Bebauungsplan da-
hingehende zu ändern. 

B. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 

Zur Erreichung der obigen Zielsetzung hat der Stadtrat von Eisenberg gemäß § 2 Abs.1 
BauGB am 24.06.2025 die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes „Ochsen-
busch, 1.Änderung“ beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde ortsüblich bekannt 
gemacht. 
Beauftragt mit der Erstellung des Bebauungsplans wurde das Büro BBP Stadtplanung 
Landschaftsplanung, Kaiserslautern. Die Integration der Belange von Natur und Land-
schaft erfolgt auf der Grundlage eines Fachbeitrages Naturschutz; dieser wird ebenfalls 
vom Büro BBP Stadtplanung Landschaftsplanung erstellt. 
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C. GRUNDLAGEN 

1. Planungsgrundlagen 

Planungsgrundlagen zum Bebauungsplan sind: 
 Gültiger Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Eisenberg 
 Raumordnungsplan der Planungsgemeinschaft Westpfalz, ROP IV, 3. Teilfortschrei-

bung 2018 
 Abfragen von internetgestützten Kartendiensten / Kartenviewern 

- der Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz, LANIS1, 
- des Landesamts für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, Geoportal Boden2, 
- des Landesamts für Umwelt Rheinland-Pfalz, Geologische Radonkarte3, 
- des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität Rheinland-

Pfalz, Wasserportal4 
- des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität Rheinland-

Pfalz, Sturzflutgefahrenkarten5 
 sowie Erkenntnisse durch Begehungen des Plangebietes. 

2. Lage und Größe des Plangebietes / Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches 

Eisenberg ist eine Stadt der gleichnamigen Verbandsgemeinde im Donnersbergkreis. 
Das Plangebiet liegt südlich des Stadtteils Steinborn. Die Erschließung erfolgt über die 
L395 und einen Waldweg in nördlicher Richtung. 
Der ungefähre Standort des Plangebietes ist aus dem nachfolgend abgedruckten Lage-
plan ersichtlich. 

 
1 LANIS unter https://geodaten.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/, abgerufen 09/2024 
2 Geoportal Boden unter https://mapclient.lgb-rlp.de/?app=lgb&view_id=19, abgerufen 08/2024 
3 Geologische Radonkarte unter https://gda-wasser.rlp-umwelt.de/GDAWasser/client/gisclient/in-

dex.html?&applicationId=86183, abgerufen 10/2024 
4 Wasserportal Rheinland-Pfalz unter https://wasserportal.rlp-umwelt.de/servlet/is/2025/, abgerufen 

10/2024 
5 Sturzflutgefahrenkarten Rheinland-Pfalz unter https://wasserportal.rlp-umwelt.de/auskunftssys-

teme/sturzflutgefahrenkarten/sturzflutkarte/, abgerufen 10/2024 
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Lage des ungefähren Plangebietes (rot gekennzeichnet) zur Ortslage von Eisenberg (Quelle: LANIS RLP) 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans schließt einen Teil des Flurstücks 2882/14 
ein und hat eine Gesamtfläche von 5,1 ha. Der genaue Geltungsbereich wird wie folgt 
abgegrenzt:  

 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Ochsenbusch, 1.Änderung“ (Quelle: BBP Kaiserslautern 08/2024) 
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3. Bestandssituation 

Das Plangebiet wird durch die bestehende Nutzung als Campingplatz geprägt. Es be-
steht aus kleinparzellierten Stellplatzflächen für Zelte, Wohnwagen, Wohnmobile und 
kleinere Betriebsgebäude. Die Haupterschließung ist befestigt und versiegelt; die restli-
chen Wegeflächen sind geschottert. 
Die Stellplatzflächen sind mit Bäumen und Sträuchern locker gegliedert und dadurch 
sehr gut in das Landschaftsbild integriert. 
Durch das Plangebiet fließt ein namenloser Graben, der seinen Ursprung im Süden des 
Plangebietes nimmt und nördlich des Plangebietes in den Eisbach mündet. 
Im Grabenverlauf ist vor längerer Zeit ein Teich, vermutlich als Feuerlöschteich, angelegt 
worden. Der Teich führte zum Zeitpunkt der Bestandsaufnahme recht wenig Wasser und 
scheint zu verlanden. Der Uferbereich ist mit Röhricht bestanden. 
Die heutige und auch zukünftige verkehrliche Erschließung des Plangebiets erfolgt über 
einen Forstwirtschaftsweg, der von Norden von der Ortslage Eisenberg her zum Cam-
ping-Gelände führt. Die innere Erschließung ist derzeit über ein Netz kleinerer und teil-
weise unbefestigter Fahrwege auf privaten Grundstücksflächen organisiert. Hinsichtlich 
der Erschließungssituation soll im Rahmen des Bebauungsplans keine Änderung erfol-
gen. 

D. VORGABEN ÜBERGEORDNETER PLANUNGEN 

1. Regionaler Raumordnungsplan 

Im Regionalen Raumordnungsplan der Planungsgemeinschaft Westpfalz wird das Plan-
gebiet von einem Vorbehaltsgebiet für Erholung und Tourismus (G25) überlagert. Mit der 
Ausweisung eines Sondergebietes, das der Erholung dient (§10 BauNVO) entspricht der 
vorliegende Bebauungsplan den Vorgaben der Regionalplanung. Der zentrale Gehölz-
streifen / Graben sowie der eingeschlossene Weiher sind zudem als Vorranggebiet Re-
gionaler Biotopverbund dargestellt. Änderungen im Bereich des Weihers und des Gra-
bens ergeben sich durch die vorliegende Bebauungsplanänderung nicht. Die vorlie-
gende Änderung des Bebauungsplanes dient lediglich der Anpassung der Nutzungsfor-
men innerhalb des Campingplatzes und wiederspricht diesen Zielen somit nicht. 

 
Darstellung des Plangebietes (schwarz gekennzeichnet) im Regionalen Raumordnungsplan der Planregion 
Westpfalz (Quelle: Auszug aus dem Regionalen Raumordnungsplan 01/2023) 
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2. Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Eisenberg  

Der derzeit gültige Flächennutzungsplan der Stadt Eisenberg stellt das Plangebiet größ-
tenteils als Sondergebiet für Dauercamping dar. Im Westen des Plangebietes sind Grün-
flächen mit teilweisen Überlagerungen von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt. 
Da im Bebauungsplan die westliche Grünfläche als Sondergebiet für Dauercamping so-
wie die Darstellung einer Grünfläche am östlichen Rand des Plangebietes vorgesehen 
ist, entsprechen die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen nur teilweise den 
Darstellungen des Flächennutzungsplans, wodurch eine Änderung des Flächennut-
zungsplans erforderlich wird.  
Im Rahmen der zweiten Änderung des Flächennutzungsplanes der Verbandsgemeinde 
Eisenberg wird die hier in Rede stehende Flächen angepasst. 

 
Darstellung des ungefähren Plangebietes (rot gekennzeichnet) im gültigen Flächennutzungsplan der Ver-
bandsgemeinde Eisenberg  

E. FACHPLANERISCHE VORGABEN UND RAHMENBEDINGUNGEN 

1. Naturschutzrechtliche Rahmenbedingungen 
Für das Plangebiet und in dessen direkten Umgebung sind keine 
 Natura 2000-Gebiete (FFH-Gebiete, VSG-Gebiete), 
 Gebiete der Ramsar-Konvention,  
 Naturschutzgebiete (NSG) nach § 23 BNatSchG, 
 Nationalparke, Nationale Naturmonumente nach § 24 BNatSchG, 
 Biosphärenreservate nach § 25 BNatSchG, 
 Naturdenkmäler (ND) nach § 28 BNatSchG  
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 geschützte Landschaftsbestandteile (LB) nach § 29 BNatSchG sowie 
 gesetzl. geschützte Biotope des § 15 LNatSchG 

ausgewiesen bzw. bekannt. 6 
 
Das Plangebiet befindet sich an der Grenze des Landschaftsschutzgebiets „Naturpark 
Pfälzerwald“. Das Schutzgebiet ist nicht unmittelbar von der Planung betroffen. Auswir-
kungen auf die Schutzziele sind nicht zu erwarten. 

2. Wasserwirtschaftliche Rahmenbedingungen 

2.1. Schutzgebiete 
Für das Plangebiet und dessen Umgebung sind keine  
 festgesetzten Überschwemmungsgebiete (ÜSG) und hochwassergefährdeten Ge-

biete (HQExtrem), 
 Trinkwasserschutzgebiete, 
 Mineralwasserschutzgebiete sowie 
 Heilquellenschutzgebiete 

ausgewiesen.7 
Erhebliche Auswirkungen des Planvorhabens sind demnach nicht zu erwarten. 

2.2. Gewässer 

Innerhalb des Plangebietes befindet sich ein Graben, der von Süden des Plangebietes 
nach Norden in einen Teich mündet. 

2.3. Starkregenvorsorge 
Für die Stadt Eisenberg liegt eine „Gefährdungsanalyse - Sturzflut nach Starkregen“ des 
Landesamts für Umwelt Rheinland-Pfalz vor. Gemäß der Karte 5 dieser Untersuchung 
sind für den Bereich des Plangebietes Gefährdungen dargestellt. 
In 11/2023 hat das Land Rheinland-Pfalz neue Sturzflutgefahrenkarten veröffentlicht8, 
die die bisherigen Hinweiskarten ablösen. Die Sturzflutgefahrenkarten des Landes 
Rheinland-Pfalz zeigen die Wassertiefen, die Fließgeschwindigkeiten und die Fließrich-
tung von oberflächlich abfließendem Wasser infolge von Starkregenereignissen auf. Da-
für wurden Szenarien mit unterschiedlicher Niederschlagshöhe und -dauer betrachtet. 
Basis der Sturzflutgefahrenkarten ist ein einheitlicher StarkRegenIndex (SRI).  

 
6 LANIS unter https://geodaten.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/, abgerufen 10/2024 
7 Wasserportal Rheinland-Pfalz unter https://wasserportal.rlp-umwelt.de/servlet/is/2025/, abgerufen 

10/2024 
8 Sturzflutgefahrenkarten Rheinland-Pfalz unter https://wasserportal.rlp-umwelt.de/auskunftssysteme/sturz-

flutgefahrenkarten/sturzflutkarte/, abgerufen 10/2024 
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Auswirkungen eines „starken Starkregenereignisses, SR10, 1 Stunde“ mit ergänzender Kenntlichmachung 
der Lage des Plangebiets (Quelle: Sturzflutgefahrenkarten Rheinland-Pfalz unter https://wasserportal.rlp-
umwelt.de/auskunftssysteme/sturzflutgefahrenkarten/sturzflutkarte/, abgerufen 10/2024) 

Die Sturzflutgefahrenkarten zeigen auf, dass sich insbesondere der Graben aufgrund 
der dort vorherrschenden Topographie (Tieflage) in einem Bereich mit einer erhöhten 
Abflusskonzentration nach Starkregenereignissen befindet. Potentiell überflutungsge-
fährdet sind in diesem Zusammenhang die hieran angrenzenden Bereiche.  
Daher sollten vorsorglich Hinweise in die Planunterlagen aufgenommen werden, die da-
rauf hinweisen, dass es bei extremen Regenereignissen zu wild abfließenden Oberflä-
chenabflüssen kommen kann.  

3. Altablagerungen / Altlasten 

Es liegen keine Erkenntnisse über Altlasten oder sonstige Bodenverunreinigungen vor, 
die nach derzeitigem Stand diesbezügliche weitergehende Erkundungen erforderlich 
machen würden. 
Sollten bei Baumaßnahmen Abfälle (z.B. Bauschutt, Hausmüll etc.) angetroffen werden 
oder sich sonstige Hinweise (z.B. geruchliche / visuelle Auffälligkeiten) ergeben, wird im 
Bebauungsplan darauf hingewiesen, die zuständige Struktur- und Genehmigungsdirek-
tion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz umgehend 
zu informieren. 

4. Kulturgüter / archäologische Fundstellen und Bodendenkmäler 

Im Plangebiet befinden sich keine  
 Kulturdenkmäler oder kulturhistorisch interessanten Baulichkeiten sowie 
 archäologischen Fundstellen oder Bodendenkmäler. 
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Sollten während der Bauphase Funde innerhalb des Geltungsbereichs zutage treten, 
wird auf die gesetzliche Verpflichtung zur Meldung an die Generaldirektion Kulturelles 
Erbe, Direktion Landesarchäologie verwiesen. 
Auch Kleindenkmäler wie Grenzsteine sind zu berücksichtigen und dürfen von Planie-
rungen o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten, historischen Standort entfernt 
werden. 
Zum jetzigen Zeitpunkt liegen keine Kenntnisse zu Sachgütern im Plangebiet vor.  

5. Sonstiges 

Weitere Fachplanungen und sonstige Rahmenbedingungen, die ggf. im Widerspruch zur 
vorliegenden Planung stehen oder vorhandene Zielvorstellungen von Fachplanungen 
und sonstigen Rahmenbedingungen, die eine Bebauung innerhalb des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans ausschließen oder einschränken könnten, sind nicht be-
kannt. 

F. ZIELE DER PLANUNG / DARLEGUNG ZUM STÄDTEBAULICHEN KONZEPT 

1. Städtebauliche Zielvorgaben 

Der Bebauungsplan „Ochsenbusch, 1. Änderung“ soll eine geordnete und nachhaltige 
städtebauliche Entwicklung gewährleisten. Das Planungsgebiet soll dabei einer Entwick-
lung zugeführt werden, die den künftigen Nutzern und deren Nutzungsbedürfnissen ge-
recht wird (vgl. § 1 Abs. 5 BauGB). 
Konflikte mit der benachbarten Bebauung bzw. Nutzung, eine Beeinträchtigung von 
Landschaftspotentialen und negative Auswirkungen auf die gesamtörtliche und städte-
bauliche Entwicklung sollen verhindert bzw. minimiert werden. 
Bei der Durchführung des Bebauungsplanes sind daher insbesondere folgende städte-
bauliche Planungsziele zu berücksichtigen: 
 Berücksichtigung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-

hältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 1 
BauGB), 

 die Belange von Sport, Freizeit und Erholung (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB) 
 Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 
 Vorgaben zur Gestaltung baulicher Anlagen zum Erreichen gestalterischer Grund-

prinzipien bei geringstmöglicher Einschränkung der individuellen Gestaltungsvorstel-
lungen (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB), 

 Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sollen durch gezielte Maßnahmen ver-
mieden bzw. bei unvermeidbaren Eingriffen auf das notwendige Minimum reduziert 
werden (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB), 

2. Erläuterung der Planung 

Der als Sondergebiet, das der Erholung dient mit der Zweckbestimmung „Campingplatz 
für Dauercamping“ festgesetzte Bereich, soll auch weiterhin als solcher genutzt werden 
und der Erholung dienen. Angedacht ist jedoch, den östlichen Teil der privaten Grünflä-
che mit der Zweckbestimmung „Campingplatz“ im Westen des Plangebietes an den Ein-
gang des Campingplatzgeländes im Osten hin zu verlegen. Der östliche Teil der Grün-
fläche soll hingegen als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Campingplatz für 
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Dauercamping“ ausgewiesen werden und somit an die aktuellen Gegebenheiten und 
Entwicklungen vor Ort angepasst werden. Am östlichen Rand soll ein Grünstreifen ent-
stehen, der für die Unterbringung von Kurzzeitcamping in Form von Zelten, Wohnwägen 
und Wohnmobilen vorgesehen ist. Im Zuge dieser Änderungen soll der Bebauungsplan 
an die aktuellen Verhältnisse vor Ort und die Bedürfnisse zeitgemäßer Campingplätze 
angepasst werden, was teilweise eine Änderung der überbaubaren Flächen, der Cam-
pingparzellen sowie die Erhöhung der Grundfläche bedarf. 

G. BEGRÜNDUNG DER FESTSETZUNGEN 

1. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 bis 2d BauGB) 

1.1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 ff BauNVO) 

Im Bebauungsplan ist für einen großen Teil des Plangebietes ein Sondergebiet, das der 
Erholung dient mit der Zweckbestimmung „Campingplatz für Dauercamping“, festge-
setzt. Im vorliegenden Fall wurde entsprechend den geschilderten Planungsabsichten 
keine Unterscheidung der Sondergebietsflächen vorgenommen, sondern flächende-
ckend einheitliche Regelungen getroffen. Dabei soll das Sondergebiet im Wesentlichen 
weiterhin der Unterbringung von Campingmobilen und Camping-Chalets dienen. Ergän-
zend dazu werden Nutzungen zugelassen, die dem Campingplatz dienen. Hierzu gehö-
ren einerseits sportliche und spielerische Einrichtungen sowie innerhalb der ausgewie-
senen überbaubaren Grundstücksflächen auch Gebäude für Sanitäreinrichtungen, sons-
tige Infrastrukturgebäude und zentrale Einrichtungen des Campingplatzes, Schank- und 
Speisegaststätte mit Außenterrasse, Verwaltungsgebäude, Maschinen- und Geräte-
schuppen und Wohnungen für Betriebsleiter, Aufsichts- und Bereitschaftspersonal. 
Bereits durch die Festsetzung der Gebietsart Sondergebiet Campingplatz sowie der 
Zweckbestimmung „Campingplatz für Dauercamping“ wird ein dauerhaftes Wohnen im 
Plangebiet, mit Ausnahme der Wohnungen für Betriebsleiter, Aufsichts- und Bereit-
schaftspersonal, ausgeschlossen. 

1.2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird separat über Regelungen, die innerhalb und Re-
gelungen, die außerhalb der überbaubaren Flächen gelten, festgesetzt. 
Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung innerhalb der überbaubaren Flächen 
erfolgt über die Festsetzung einer maximalen Grundfläche (§ 16 und § 19 BauNVO) und 
der maximalen Anzahl der Vollgeschosse (§16 und §20 BauNVO). 
Die maximal zulässige Grundfläche entspricht hierbei dem Flächeninhalt der in der Plan-
zeichnung festgesetzten Baufenstern. Damit wird insbesondere dem Ziel des sparsamen 
Umgangs mit Grund und Boden sowie der Lage des Plangebiets im Außenbereich Rech-
nung getragen, indem jeweils nur einzelne kleinere Baufenster überbaut werden dürfen. 
Die getroffenen Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen, in Form der maximalen An-
zahl der Vollgeschosse, entspricht der Forderung des § 16 Abs. 3 BauNVO, wonach die 
Höhe baulicher Anlagen festzusetzen ist, wenn ohne ihre Festsetzung öffentliche Be-
lange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild beeinträchtigt werden könnten. Um 
einen harmonischen Übergang zur freien Landschaft zu erreichen, aber auch um un-
maßstäbliche Gebäudehöhen zu vermeiden wird im Bebauungsplan die Zahl der Vollge-
schosse für bauliche Anlagen als Höchstmaß festgesetzt. 
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1.3. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB) 

Im gesamten Plangebiet wird zu Gunsten der Gestaltungsfreiheit auf die Festsetzung 
von Baulinien verzichtet. Die überbaubaren Flächen des Bebauungsplanes werden da-
her ausschließlich durch die Festsetzung von Baugrenzen definiert. Dabei erfolgt eine 
Übernahme der Baugrenzen aus dem aktuell rechtskräftigen Bebauungsplan „Ochsen-
busch“. Lediglich im Nordosten und Nordwesten des Geltungsbereiches erfolgt eine Ver-
schiebung und Erweiterung der Baugrenzen an drei Baufenstern, um diese an den Be-
stand vor Ort anzupassen. 
Da keine Grundstücksgrenzen zur sinnvollen Bemaßung herangezogen werden können, 
werden die überbaubaren Flächen, im Gegensatz zum Ursprungsbebauungsplan, ge-
mäß UTM Koordinaten bestimmt. Dies führt zu einer besseren Einmessbarkeit und einer 
verbesserten rechtlichen Bestimmbarkeit der Lage der Baufenster. 
Die textliche Festsetzung zu überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
entspricht der Festsetzung „4. Flächen für Nebenanlagen“ aus dem aktuell rechtskräfti-
gen Bebauungsplan „Ochsenbusch“. Hierbei wurde lediglich der Verweis auf die Rechts-
grundlage geändert, da es sich bei der Festsetzung von Nebenanlagen, die der Versor-
gung der Sondergebiete und der Grünfläche Campingplatz mit Elektrizität, Gas, Wärme 
und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienen, nicht um Nebenanlagen im Sinne 
des §9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB handelt, sondern um Nebenanlagen im Sinne des §14 
BauNVO. Der Regelungsinhalt bleibt gegenüber der Ursprungsfassung jedoch unverän-
dert. 

1.4. Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Private Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Campingplatz“ 
Der Regelungsinhalt der textlichen Festsetzung zu den privaten Grünflächen mit der 
Zweckbestimmung „Campingplatz“ bleibt weiterhin bestehen. Es wird lediglich eine Än-
derung der Planzeichnung vorgenommen, die den östlichen Teil der privaten Grünfläche 
aus dem Ursprungsbebauungsplan am östlichen Rand des Plangebietes ausweist. Des 
Weiteren werden Anlagen zur Versorgung der Sondergebiete zugelassen, um den Be-
bauungsplan an die vorhandenen Gegebenheiten in diesem Bereich anzupassen. 

  
Lage der privaten Grünfläche „Campingplatz“ im Ursprungsbebauungsplan (links,rot) und in der 1. Änderung 
(rechts, rot) 

1.5. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Die Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft 
werden textlich unverändert aus dem Ursprungsbebauungsplan übernommen. 
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Im Falle der Maßnahmenfläche M1 wird der an der Südgrenze des Geltungsbereiches 
befindliche Streifen im Plan leicht versetzt, um dem tatsächlichen Verlauf des Grabens 
zu entsprechen. 

 
Lage der Grünfläche M1 im Ursprungsbebauungsplan (links) und in der 1. Änderung (rechts) 

2. Gestalterische Vorschriften gemäß Campingplatzverordnung vom __.__.20__ 
(Gem. §9 Abs. 6 BauGB) 

In den Bebauungsplan werden gemäß § 9 Abs. 6 BauGB gestalterische Vorschriften zur 
Gestaltung der Campingplatzparzellen (nicht überbaubare Grundstücksflächen) sowie 
der überbaubaren Flächen gemäß Campingplatzverordnung vom __.__.20__ integriert.  
Da bauordnungsrechtliche Festsetzungen nur die Gestaltung baulicher Anlagen zum 
Gegenstand haben, werden Vorschriften zur Gestaltung der überbaubaren und nicht 
überbaubaren Flächen als Verordnung in den Bebauungsplan aufgenommen. Dadurch 
werden Regelungen zur Gestaltung der Campingplatzparzellen (außerhalb der überbau-
baren Flächen) und gleichzeitig Vorschriften zu den für Campingplätze erforderlichen 
baulichen Anlagen innerhalb der überbaubaren Flächen getroffen.  
Ziel der getroffenen Vorschriften ist es, in positiver Weise auf die äußere Gestaltung der 
baulichen Anlagen sowie der Campingplatzparzellen Einfluss zu nehmen.  
Um möglichst viel Flexibilität in der Gestaltung der Anlagen zu gewährleisten und auf-
grund der in der Regel geringen Anzahl an baulichen Anlagen auf Campingplätzen, wird 
auf separate bauordnungsrechtliche Festsetzungen verzichtet. Die äußere Gestaltung 
der baulichen Anlagen wird in gewissen Maßen bereits über das Maß der baulichen Nut-
zung geregelt. Insbesondere die Festsetzung der maximalen Anzahl der Vollgeschosse 
trifft Aussagen über die Kubatur und Höhe der baulichen Anlagen, die das äußere Er-
scheinungsbild der Anlagen und deren Auswirkungen auf die Umgebung maßgeblich 
prägen.  
Die Regelung der Gestaltung der Campingplatzparzellen außerhalb der überbaubaren 
Flächen erfolgt über die eine maximale Grundfläche und die Höhe der zulässigen Cam-
pingmobile und Chalets. 
Im Ursprungsbebauungsplan „Ochsenbusch“ wird für den südlichen Teil des Sonderge-
bietes eine maximale Grundfläche von 55 m² je Campingparzelle und im westlichen und 
östlichen Teil des Sondergebietes eine maximale Grundfläche von 40 m² je Camping-
parzelle festgesetzt. Aufgrund der sich ändernden Anforderungen an die Ausstattung 
und den Platzbedarf von Campingmobilen und Camping-Chalets wird in der vorliegen-
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den Bebauungsplanänderung für den gesamten Bereich eine maximale Grundfläche von 
55 m² festgesetzt.  
Um eine ausreichende und standortverträgliche Ausnutzbarkeit sowie höhere Gestal-
tungsfreiheit in der Ausgestaltung der Campingplatzparzellen zu gewährleisten, ist eine 
Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch Stellplätze, Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 BauNVO, Terrassen, Gartenschuppen, Brennholzlager sowie weiteren der 
Campingmobile und Camping-Chalets dienenden Anlagen von bis zu maximal 25 m² 
zulässig. Die Aufzählung der Anlagen gilt als nicht abschließend. Weitere Anlagen kön-
nen zugelassen werden. 
Aufgrund des erhöhten Flächenbedarfs wird die im ursprünglichen Bebauungsplan fest-
gelegte Mindestgröße der Campingplatzparzellen von 100 m² auf 200 m² angehoben. 
Eine Unterschreitung ist lediglich für Bestandsparzellen zulässig. Diese sind jedoch bald-
möglichst an die neue Mindestgröße anzupassen. 
Bei Überschreitung der Mindestgröße der Campingplatzparzellen von 200 m² kann eine 
Überschreitung der maximalen Grundfläche zugelassen werden, um eine ausreichende 
und standortverträgliche Ausnutzbarkeit zu gewährleisten. Ortsfeste Campingmobile 
und Camping-Chalets inkl. Anbauten aller Art, die baulich mit den Campingmobilen und 
Camping-Chalets verbunden sind dürfen jedoch in Summe 70 m² Grundfläche nicht 
überschreiten, um eine für einen Campingplatz verträgliche Bebauung zu gewährleisten. 
Garagen werden aufgrund des hohen Platzbedarfes und aufgrund des für Camping-
plätze unmaßstäbliche Anlagenvolumens unzulässig. 
Die Höhe der Campingmobile und Chalets wird auf maximal 3,60 m festgesetzt. 
In Verbindung mit der hier getroffenen gestalterischen Vorschriften zur Gestaltung der 
Campingplatzparzellen (nicht überbaubare Grundstücksflächen) gemäß der Camping-
platzverordnung vom __.__.20__ wird den gestalterischen Anforderungen an einen 
Campingplatz ausreichend Rechnung getragen. 
Weitere Regelungen werden insbesondere getroffen zur 
 äußeren Gestaltung, insbesondere in den Bereichen: Dach- und Fassadengestal-

tung, 
 Gestaltung der unbebauten Flächen bebauter Grundtücke sowie zu Einfriedungen 

im gesamten Plangebiet 
 Werbeanlagen 
 Gestaltung der Stellplatzflächen, sowie von Standorten von Müllbehältern sowie La-

ger und Abfallplätzen. 
Die Verordnung ist vor Satzungsbeschluss des hier vorliegenden Bebauungsplanes zu 
verabschieden und anschließend in den Bebauungsplan aufzunehmen. 

3. Hinweise und Empfehlungen ohne Festsetzungscharakter 

Empfehlungen und Hinweise, die aufgrund der mangelnden Ermächtigungsgrundlage 
nicht als Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen wurden, jedoch zum Ver-
ständnis der getroffenen Festsetzungen beitragen oder über den „eigentlichen“ Bebau-
ungsplan hinausgehende wichtige Informationen liefern, wurden als unverbindliche Hin-
weise im Nachgang zu den Textfestsetzungen abgedruckt. 
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H. WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

1. Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die 
Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB)  

1.1. Bauliche Anordnung und Nutzung 

Die vorliegende Bauleitplanung soll dafür sorgen, dass die Bevölkerung bei der Wahrung 
ihrer Grundbedürfnisse gesunde Bedingungen vorfindet. Daher wurde bei der Planung 
darauf geachtet, dass Beeinträchtigungen der in der Umgebung vorhandenen schutz-
würdigen Nutzungen durch die vorgesehenen neuen Nutzungen vermieden werden. Die-
sem Grundsatz entspricht die vorliegende Planung. 
Zudem wird gerade durch die Festsetzung eines „Campingplatzes“ keine dauerhafte 
Wohnnutzung bauplanungsrechtlich begründet. 

1.2. Altlasten 

Weder bei der Stadt noch bei der Verbandsgemeinde Eisenberg liegen Erkenntnisse 
über Altablagerungen oder schädliche Bodenverunreinigungen vor, die eine bauliche 
Nutzung beeinträchtigen könnten oder weitergehende Erkundungen erforderlich machen 
würden. 
Sollten bei Baumaßnahmen Abfälle (z.B. Bauschutt, Hausmüll etc.) angetroffen werden 
oder sich sonstige Hinweise (z.B. geruchliche / visuelle Auffälligkeiten) ergeben, wird im 
Bebauungsplan darauf hingewiesen, die zuständige Struktur- und Genehmigungsdirek-
tion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz umgehend 
zu informieren. 

1.3. Radonvorsorge 

Radon ist ein radioaktives Edelgas, das aus dem natürlich vorkommenden, radioaktiven 
Schwermetall Uran entsteht. Da Uran, wenn auch nur in geringer Konzentration, fast 
überall in der Erdkruste vorhanden ist, ist Radon dort ebenfalls im Erdreich nachzuwei-
sen. Das gasförmige Radon kann in diesem Zusammenhang mit der Bodenluft über 
Klüfte im Gestein und durch den Porenraum der Gesteine und Böden an die Erdoberflä-
che wandern. 
In der Luft außerhalb von Gebäuden wird das aus dem Boden austretende Radon sofort 
durch die Atmosphärenluft auf sehr niedrige Konzentrationen verdünnt. Innerhalb von 
Gebäuden können jedoch aufgrund des Bauuntergrundes und der Bauweise beträchtli-
che Radonkonzentrationen auftreten. 
Für den Bereich des Plangebiets wird seitens des Landesamtes für Geologie und Berg-
bau Rheinland-Pfalz ein Radonpotenzial von 40,9 angegeben. 
Daher wird im Bebauungsplan darauf hingewiesen, grundsätzlich eine projektbezogene 
Radonmessung in der Bodenluft des Bauplatzes durchzuführen. Die Ergebnisse sollten 
Grundlage für die Bauplaner und Bauherren sein, sich ggf. für bauliche Vorsorgemaß-
nahmen zu entscheiden. 
Werden Werte über 100.000 Becquerel Radon pro Kubikmeter Bodenluft festgestellt 
(dies entspricht einem Radonpotential über 44), wird angeraten, bauliche Vorsorgemaß-
nahmen zu treffen, um den Eintritt des Radons in Gebäude weitgehend zu verhindern. 
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1.4. Starkregenereignisse 

Ein konkreter, die vorliegende Bebauungsplanung betreffender, kommunaler Hand-
lungsbedarf zum Schutz vor Starkregenereignisse wurde nicht gesehen. Um gleichwohl 
potentielle Beeinträchtigungen u.a. durch ein Eindringen von Wasser in Gebäude zu ver-
meiden, wurden Hinweise zu möglichen Eigenvorsorgemaßnahmen in die Planung auf-
genommen. 

2. Belange des Denkmalschutzes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich keine Kulturdenkmäler oder kul-
turhistorisch interessante Baulichkeiten.  
Sollten im Zuge der Bau- und Erschließungsarbeiten archäologische Funde angetroffen 
werden, so wird auf die Meldepflicht nach dem Denkmalschutzgesetz hingewiesen. 

3. Gestaltung des Landschaftsbildes (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 

Mit der Realisierung des Bebauungsplans gehen zwangsläufig Veränderungen des Orts- 
und Landschaftsbildes einher. Das Landschaftsbild in der näheren Umgebung ist ge-
prägt von Waldbeständen und landwirtschaftliche genutzten Flächen. Aufgrund der be-
reits bestehenden Nutzung als Campingplatz kann jedoch von einer geringen Beein-
trächtigung des Landschaftsbildes ausgegangen werden. 
Zur Vermeidung grundsätzlicher gestalterischer Defizite werden jedoch Vorschriften zur 
Gestaltung der Wohnmobile und Camping-Chalets formuliert und in die Campingplatz-
verordnung aufgenommen. Daneben werden bauplanungsrechtliche Festsetzungen 
zum Maß der baulichen Nutzung, zu den überbaubaren und nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen sowie zur Höhe getroffen. 

4. Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
(gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) 

Die Belange des Umweltschutzes werden im Rahmen des Umweltberichts (als Teil B 
der Begründung) ausführlich dargestellt und bewertet, so dass an dieser Stelle vollum-
fänglich auf diesen verwiesen wird. 

I. PLANVERWIRKLICHUNG 

Die Bauleitplanung ist eine hoheitliche Aufgabe der Gemeinde. Über die Aufstellung und 
Durchführung eines Bebauungsplanverfahrens entscheidet daher die Gemeinde im Rah-
men ihrer Planungshoheit. Die Gemeinde hat die anfallenden Kosten für die Aufstellung 
des Bebauungsplanes zu tragen. 
Eine gesetzliche Bodenordnung im Sinne des §§ 45 ff. BauGB ist aus derzeitiger Sicht 
nicht erforderlich. 
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